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Das am 28. März 2020 in Kraft getretene Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) eröffnet die Möglichkeit, Hauptversammlungen im Jahr 
2020 ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigen abzuhalten (virtuelle 
Hauptversammlung). Angesichts der auf absehbare Zeit andauernden COVID-19-Pandemie, der vom 
Land Niedersachsen insoweit beschlossenen Verhaltensregeln und des Ziels der Vermeidung von 
Gesundheitsrisiken für die Aktionäre, die internen und externen Mitarbeiter sowie die Organmitglieder 
der Gesellschaft hat der Vorstand der LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats beschlossen, von der Möglichkeit der virtuellen Hauptversammlung Gebrauch zu machen. 
 
 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung am 4. Juni 2020 

 
LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft, Garbsen 
ISIN DE 0006450000 
 
Sehr geehrte Aktionärin, sehr geehrter Aktionär, 
 
wir laden Sie zu unserer am Donnerstag, dem 4. Juni 2020, um 10:00 Uhr, stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein. 
 
Die Hauptversammlung wird ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als 
virtuelle Hauptversammlung abgehalten und wird für Aktionäre, die sich form- und fristgerecht zur 
Hauptversammlung angemeldet und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, oder ihre 
Bevollmächtigten in voller Länge in Bild und Ton über den passwortgeschützten Internetservice unter 
 

www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
 
übertragen. Die Zugangsdaten zum Internetservice werden den Aktionären nach form- und 
fristgerechter Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes mit der Zugangskarte übersandt. 
 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der LPKF Laser & 
Electronics Aktiengesellschaft, Osteriede 7, 30827 Garbsen. Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit 
Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) sind nicht berechtigt, physisch an 
der Hauptversammlung teilzunehmen. Sie werden gebeten, die besonderen Hinweise zur Teilnahme 
an der virtuellen Hauptversammlung über die Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der 
Hauptversammlung sowie zur Ausübung des Stimmrechts (keine elektronische Teilnahme) und zu den 
Rechten der Aktionäre in Abschnitt III. zu beachten. 
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I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2019, des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2019, des zusammengefassten Lage- und 
Konzernlageberichts und des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 sowie 
des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 
HGB 

Die zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten Unterlagen können von der Einberufung der 
Hauptversammlung an und auch während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ eingesehen werden.  
 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss nach 
§§ 171, 172 Aktiengesetz („AktG“) gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen ist daher keine Beschlussfassung der Hauptversammlung zu Punkt 1 
der Tagesordnung vorgesehen. 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2019 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der LPKF Laser & Electronics 
Aktiengesellschaft für das Geschäftsjahr 2019 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von 
€ 18.852.491,47 wie folgt zu verwenden: 
 
Bilanzgewinn € 18.852.491,47   
Davon: Ausschüttung von € 0,10 je dividendenberechtigter 
Stückaktie                                                                     

 
€ 2.449.654,60   

Davon: Gewinnvortrag auf neue 
Rechnung                                                         

 
€ 16.402.836,87  

 
 
Der Gewinnverwendungsvorschlag basiert auf der Annahme, dass alle derzeit ausgegebenen 
24.496.546 Aktien der Gesellschaft dividendenberechtigt sind. Bis zur Hauptversammlung kann sich die 
Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung 
ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden, der eine 
unveränderte Dividende von € 0,10 je dividendenberechtigter Aktie sowie einen entsprechend 
angepassten Gewinnvortrag vorsieht.   

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2019 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2019 
Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019 
Entlastung zu erteilen. 

5. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2020 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hannover, zum 
Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2020 zu wählen.   
 

6. Beschlussfassung über eine Änderung der Satzung in § 2 Abs. 1 zur Änderung des 
Unternehmensgegenstands 

Vor dem Hintergrund der erfolgreichen Entwicklung und Vermarktung der LIDE-Technologie („Laser 
Induced Deep Etching“) hat die Gesellschaft bereits 2019 damit begonnen, in kleinerem Umfang 
Komponenten aus Dünnstglas für die Elektronik- und Halbleiterindustrie zu fertigen und an Kunden zu 
liefern. Der Vorstand sieht in diesem Geschäft Wachstumspotential für das Unternehmen und 
beabsichtigt, diese Produktionsdienstleistung in Zukunft neben dem Vertrieb von Lasersystemen weiter 
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auszubauen. Vor diesem Hintergrund soll der Unternehmensgegenstand um die Herstellung und den 
Vertrieb von mit Lasersystemen gefertigten Bauteilen ergänzt werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
§ 2 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und wie folgt neu gefasst: 
 
„(1) Gegenstand des Unternehmens sind die Entwicklung, Herstellung und der Vertrieb von 
Lasersystemen, Maschinen, elektronischen Bauteilen und Geräten einschließlich der dazugehörigen 
Software sowie die Herstellung und der Vertrieb von mit Lasersystemen gefertigten Bauteilen.“ 
 

Eine synoptische Gegenüberstellung der geltenden Fassung der vorgenannten Satzungsbestimmung 
und der beabsichtigten Änderung dieser Satzungsbestimmung ist von der Einberufung der 
Hauptversammlung an über die Internetseite der Gesellschaft unter www.lpkf.com/de/investor-
relations/hauptversammlung/ zugänglich. 

 

7. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung in Anpassung an Gesetzesänderungen, 
insbesondere durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie 
(ARUG II) 

§§ 123 Abs. 4, 125 und 128 AktG, die die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts sowie die Übermittlung von Mitteilungen im Vorfeld der 
Hauptversammlung regeln, werden durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 
Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 2019 Teil I 
Nr. 50 vom 19. Dezember 2019) geändert. Die Änderungen der §§ 123 Abs. 4, 125 und 128 AktG finden 
erst ab dem 3. September 2020 und erstmals auf Hauptversammlungen Anwendung, die nach dem 3. 
September 2020 einberufen werden. Sie werden damit bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung 
der Gesellschaft im Jahr 2021 anwendbar sein. Die entsprechenden Anpassungen in § 3 Abs. 3 und 
§ 22 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft sollen daher bereits beschlossen werden. Der Vorstand soll 
durch entsprechende Anmeldung zum Handelsregister sicherstellen, dass diese Satzungsänderungen 
erst ab dem 3. September 2020 wirksam werden. Die nachfolgend außerdem vorgeschlagene Änderung 
von § 3 Abs. 2 der Satzung dient der Anpassung an die geänderte Nummerierung der Paragraphen des 
WpHG, die vorgeschlagene Änderung von § 21 Abs. 4 der Satzung ist eine Folgeänderung zur 
Änderung in § 22 Abs. 1 der Satzung. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 

a) § 3 Abs. 2 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(2) Die Gesellschaft ist zur Übermittlung von Informationen an die Inhaber der Wertpapiere im Wege 
der Datenfernübertragung nach Maßgabe des § 49 Abs. 3 WpHG berechtigt.“ 
 

b) § 3 Abs. 3 der Satzung wird gestrichen und entfällt ersatzlos. 
 

c) § 21 Abs. 4 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(4) Die Einberufung erfolgt durch einmalige Bekanntmachung im Bundesanzeiger. Darüber 
hinausgehende gesetzliche Veröffentlichungspflichten bleiben unberührt. Die Hauptversammlung ist 
mindestens mit der gesetzlich bestimmten Frist unter Berücksichtigung von § 22 Abs. 1 der Satzung 
einzuberufen.“ 
 

d) § 22 Abs. 1 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung angemeldet und der Gesellschaft ihren 
Anteilsbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch einen gemäß § 67c 
Abs. 3 AktG durch den Letztintermediär in Textform ausgestellten Nachweis über den Anteilsbesitz des 
Aktionärs, der der Gesellschaft auch direkt durch den Letztintermediär übermittelt werden kann, erfolgen 
und sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung beziehen. Die 
Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils mindestens sechs 
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Tage vor der Hauptversammlung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. 
Dabei werden der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitgerechnet. In der 
Einberufung zur Hauptversammlung kann für die Anmeldung und den Zugang des Nachweises des 
Anteilsbesitzes eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden.“ 
 

e) Der Vorstand wird angewiesen, die Änderungen der Satzung gemäß vorstehend lit. a) bis d) 
erst ab dem 3. September 2020 zur Eintragung zum Handelsregister anzumelden. 
 

Eine synoptische Gegenüberstellung der geltenden Fassung der vorgenannten 
Satzungsbestimmungen und der beabsichtigten Änderung dieser Satzungsbestimmungen ist von der 
Einberufung der Hauptversammlung an über die Internetseite der Gesellschaft unter 
www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich. 

8. Beschlussfassung über eine Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien 
auch unter Ausschluss eines Andienungsrechts und zu deren Verwendung auch unter 
Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre 

Die von der Hauptversammlung am 28. Mai 2015 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien ist bis zum 27. Mai 2020 befristet und wird somit zum Zeitpunkt der 
Hauptversammlung ausgelaufen sein. Durch den nachfolgenden Beschlussvorschlag wird eine neue 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung vorgeschlagen, die bis zum 
3. Juni 2025 befristet ist. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:  

 

a) Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 3. Juni 2025 
eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder - falls dieser 
Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit 
anderen eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71d 
und 71e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. 
Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. Die 
Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder 
mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft oder von ihr abhängige oder in Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehende Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte ausgeübt werden. 

 

b) Arten des Erwerbs 

Der Erwerb darf nach Wahl des Vorstands mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats (1) über 
die Börse oder (2) aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. 
aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten erfolgen.  

 
(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die 
Eröffnungsauktion ermittelten Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten.  

 
(2) Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Kaufangebots oder aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
zur Abgabe von Verkaufsangeboten, dürfen 

 

• im Falle eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots der 
gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) bzw. 

• im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten die Grenzwerte der von der Gesellschaft 
festgelegten Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
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 den arithmetischen Mittelwert der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-
Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen 
Ankündigung des öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

 
 Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 

Kaufangebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
angepasst werden. In diesem Fall wird auf den arithmetischen Mittelwert der 
Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei 
Börsenhandelstagen vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.  

 
 Das Volumen des an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. der an 

alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
kann begrenzt werden. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten das Volumen der angedienten Aktien 
das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreitet, kann der Erwerb im Verhältnis der 
jeweils gezeichneten bzw. angebotenen Aktien erfolgen. Das Recht der Aktionäre, ihre 
Aktien im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten anzudienen, ist insoweit ausgeschlossen. 
Eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien 
je Aktionär sowie eine kaufmännische Rundung zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile 
von Aktien können vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht 
der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. 

 
 Das an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Kaufangebot bzw. die an alle Aktionäre 

gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere 
Bedingungen vorsehen. Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung 
bestimmt der Vorstand.  

 

c) Verwendung der eigenen Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, 
insbesondere auch zu den folgenden Zwecken zu verwenden: 

 
(1) Die Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im 
vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen 
rechnerischen Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft 
eingezogen werden. Erfolgt die Einziehung im vereinfachten Verfahren, ist der Vorstand 
zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.  
 

(2) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder aufgrund eines 
Angebots an alle Aktionäre veräußert werden, wenn der bar zu zahlende Kaufpreis den 
Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten bereits börsennotierten Aktien 
nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in dieser Weise veräußerten Aktien darf 
zusammen mit der Anzahl anderer Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert oder aus 
genehmigtem Kapital ausgegeben worden sind, und der Anzahl der Aktien, die durch 
Ausübung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von 
Optionsausübungs- bzw. Wandlungspflichten aus Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen oder Genussrechten entstehen können, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ausgegeben worden sind, 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. 

 
(3) Die Aktien können gegen Sachleistung zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 

Teilen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen, sonstiger mit einem 
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Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehender Vermögensgegenstände, 
Forderungen gegen die Gesellschaft oder im Rahmen von Zusammenschlüssen von 
Unternehmen oder zum Zwecke des Erwerbs gewerblicher Schutzrechte einschließlich 
Urheberrechte und Know-how oder von Rechten zur Nutzung solcher Rechte veräußert 
werden.  

 
(4) Die Aktien können im Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs­ und/oder 

Belegschaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen 
verwendet und an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie an Organmitglieder 
von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ausgegeben werden. Sie können 
den vorgenannten Personen und Organmitgliedern insbesondere entgeltlich oder 
unentgeltlich zum Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen werden, wobei das 
Arbeits­ beziehungsweise Anstellungs­ oder Organverhältnis zum Zeitpunkt des 
Angebots, der Zusage oder der Übertragung bestehen muss. Die Anzahl der in dieser 
Weise verwendeten eigenen Aktien darf einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 
insgesamt 200.000,00 € nicht überschreiten. 

 
(5) Die Aktien können zur Erfüllung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder -pflichten 

aus von der LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft oder einer Konzerngesellschaft 
im Sinne von § 18 AktG, an der die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, noch auszugebenden Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten verwendet werden. 

 
(6) Die Aktien können verwendet werden, soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. 

Gläubigern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten 
mit Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft oder 
einer Konzerngesellschaft der LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft im Sinne von 
§ 18 AktG, an der die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, ausgegeben werden, anlässlich nachfolgender 
Aktienemissionen mit Bezugsrecht der Aktionäre ein Bezugsrecht auf Aktien in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- bzw. Wandlungsrechte 
bzw. nach Erfüllung von Optionsausübungs- bzw. Wandlungspflichten zustehen würde. 

 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien 
wird ausgeschlossen, soweit sie gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter (2) bis (6) 
verwendet werden. Darüber hinaus wird der Vorstand für den Fall der Veräußerung der Aktien 
über ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre für 
Spitzenbeträge auszuschließen.  
 
Die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre nach vorstehend (2) bis (6) ist jedoch insoweit beschränkt, als nach Ausübung der 
Ermächtigung die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendeten 
eigenen Aktien zusammen mit der Anzahl anderer neuer Aktien, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aus einem genehmigtem Kapital ausgegeben 
werden oder aufgrund von während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts begebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen oder -
genussrechten auszugeben sind, insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten darf; 
maßgeblich ist entweder das Grundkapital im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 
oder das im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandene Grundkapital, je nachdem, 
welcher Wert geringer ist. 
 
Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder teilweise, einzeln 
oder gemeinsam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter (2) bis (6) können auch durch 
abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder durch auf deren 
Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 
 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Andienungsrecht der Aktionäre bei dem 
Erwerb und das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Verwendung eigener Aktien auszuschließen, ist im 
Anschluss an die Tagesordnung unter II. abgedruckt. 
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II. Bericht 

Schriftlicher Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i. V. m. § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Punkt 8 der Tagesordnung über die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, 
das Andienungsrecht der Aktionäre bei dem Erwerb und das Bezugsrecht der Aktionäre bei der 
Verwendung eigener Aktien auszuschließen 

Zum Erwerb eigener Aktien bedarf die Gesellschaft, soweit der Erwerb nicht ausdrücklich gesetzlich 
zugelassen ist, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Die von der 
Hauptversammlung am 28. Mai 2015 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien und zu deren Verwendung ist bis zum 27. Mai 2020 befristet und somit zum Zeitpunkt 
der Hauptversammlung ausgelaufen. Der nachfolgende Beschlussvorschlag erteilt der Gesellschaft 
eine neue Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien, die bis zum 3. Juni 2025 befristet ist, und zur 
Verwendung aufgrund dieser Ermächtigung erworbener eigener Aktien. 

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 8 der Tagesordnung sieht vor, den Vorstand mit vorheriger 
Zustimmung des Aufsichtsrats zum Erwerb eigener Aktien zu ermächtigen, die maximal 10 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung oder - falls dieser Wert geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausmachen dürfen. Dabei hat der Erwerb über die Börse, 
aufgrund eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder aufgrund einer an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten zu erfolgen. Der 
aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist jeweils zu beachten. Bei der an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten können die Adressaten 
dieser Aufforderung entscheiden, wie viele Aktien sie der Gesellschaft zu welchem Preis (bei Festlegung 
einer Preisspanne) anbieten möchten.  

Erfolgt der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels 
einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, kann das Volumen des Angebots 
bzw. der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten begrenzt werden. Dabei kann es dazu 
kommen, dass die von den Aktionären angebotene Menge an Aktien der Gesellschaft die von der 
Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien übersteigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten 
erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine Repartierung nach dem Verhältnis der jeweils gezeichneten 
bzw. angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten vorzunehmen, weil sich 
das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch besser abwickeln lässt. 
Außerdem soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück 
angedienter Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der 
Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die 
technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine faktische Beeinträchtigung von 
Kleinaktionären kann so vermieden werden. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden können. Insoweit 
können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden Aktionären zu erwerbenden 
Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch 
darzustellen. Der Vorstand hält den hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt.  

Der jeweils gebotene Preis bzw. die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten Kaufpreisspanne 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dürfen den arithmetischen Mittelwert der Schlusskurse der Aktien 
der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen 
Ankündigung des Angebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Angebots bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst 
werden. In diesem Fall wird auf den arithmetischen Mittelwert der drei Börsenhandelstage vor der 
öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. Das an alle Aktionäre gerichtete Kaufangebot bzw. 
die an alle Aktionäre gerichtete Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere 
Bedingungen vorsehen. Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung bestimmt der 
Vorstand. 

Die außerdem vorgeschlagene Möglichkeit der Veräußerung bzw. Verwendung eigener Aktien kann 
allen gesetzlich zugelassenen Zwecken dienen. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die 
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Hauptversammlung den Vorstand auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse 
oder aufgrund eines Angebots an alle Aktionäre ermächtigen, wovon mit der vorgeschlagenen 
Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 
bestimmten Fällen Gebrauch gemacht werden soll. Der Vorstand bedarf nach dem Beschlussvorschlag 
auch zur Verwendung der eigenen Aktien der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. 

Voraussetzung ist dabei in der hier unter Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (2) vorgeschlagenen 
Alternative, dass die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Preis veräußert 
werden, der den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten bereits börsennotierten Aktien 
der Gesellschaft im Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Hiermit wird von der 
gesetzlich zulässigen und in der Praxis üblichen Möglichkeit eines erleichterten 
Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der 
Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden 
dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung 
des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand 
wird – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie 
dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der 
Abschlag auf den Börsenkurs wird keinesfalls mehr als 5 % des Börsenpreises betragen. Die 
Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss und in einer anderen Form 
als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre liegt angesichts des starken Wettbewerbs 
an den Kapitalmärkten im Interesse der Gesellschaft. Für die Gesellschaft eröffnet sich damit die 
Chance, nationalen und internationalen Investoren eigene Aktien schnell und flexibel anzubieten, den 
Aktionärskreis zu erweitern und den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Veräußerung zu einem den 
Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitenden Kaufpreis sowie mit der Begrenzung des Anteils der 
unter Bezugsrechtsausschluss veräußerbaren eigenen Aktien auf insgesamt maximal 10 % des 
Grundkapitals (bei Wirksamwerden und bei Ausübung der Ermächtigung) werden die 
Vermögensinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. In die 10 %-Grenze werden auch andere 
Aktien eingerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in 
direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert oder ausgegeben 
worden sind (z.B. aus genehmigtem Kapital) oder die durch Ausübung von Options- und/oder 
Wandlungsrechten oder Erfüllung von Optionsausübungs- bzw. Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen oder Genussrechten entstehen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. Da die eigenen 
Aktien nahe am Börsenpreis platziert werden, kann grundsätzlich jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung 
seiner Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen am Markt erwerben. 

Nach dem zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (3) vorgeschlagenen Beschluss hat die Gesellschaft 
darüber hinaus die Möglichkeit, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese gegen Sachleistung 
beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, anderen 
Vermögensgegenständen in Zusammenhang mit solchen Akquisitionsvorhaben, Forderungen gegen 
die Gesellschaft oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen als Gegenleistung anbieten 
zu können, wenn diese Gegenleistung verlangt wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der 
Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zu solchen 
Erwerben bzw. Zusammenschlüssen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Die eigenen Aktien 
sollen ferner genutzt werden können, um sie bei einem Erwerb gewerblicher Schutzrechte einschließlich 
Urheberrechte und Know-how oder von Rechten zur Nutzung solcher Rechte einzusetzen. Auch 
hierdurch soll es der Gesellschaft möglich sein, solche Rechte schnell, flexibel und liquiditätsschonend 
zur Verbesserung ihrer Wettbewerbsposition zu erwerben. Dem trägt der vorgeschlagene 
Bezugsrechtsausschluss Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen werden Vorstand 
und Aufsichtsrat darauf achten, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Sie 
werden sich insbesondere bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung gewährten eigenen 
Aktien am Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft orientieren. Um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch etwaige Schwankungen des Börsenpreises in Frage zu stellen, ist 
eine systematische Anknüpfung an einen Börsenpreis allerdings nicht vorgesehen.  

Die zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (4) vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft oder 
mit ihr verbundenen Unternehmen die Möglichkeit eröffnen, Aktien der Gesellschaft im Zusammenhang 
mit Vergütungs- und/oder Belegschaftsaktienprogrammen zu verwenden und an Personen, die in einem 
Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder 
standen, sowie an Organmitglieder von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben. 
Die Anzahl der in dieser Weise verwendeten eigenen Aktien darf einen anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt 200.000,00 € nicht überschreiten. Die Aktien der Gesellschaft können den 
vorgenannten Personen und Organmitgliedern von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen 
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insbesondere entgeltlich oder unentgeltlich zum Erwerb angeboten, zugesagt und übertragen werden, 
wobei das Arbeits- beziehungsweise Anstellungs- oder Organverhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, 
der Zusage oder der Übertragung bestehen muss. Hierdurch können von der Gesellschaft erworbene 
eigene Aktien, in der Regel unter Auflage von Sperrfristen, als Vergütungsbestandteil für die 
vorgenannten Personen eingesetzt werden, die Beteiligung von Mitarbeitern am Aktienkapital der 
Gesellschaft gefördert werden und damit die Identifikation der Mitarbeiter und auch der Organmitglieder 
von verbundenen Unternehmen mit der Gesellschaft im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 
gestärkt werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien soll in einzelnen Fällen also als Instrument der 
Mitarbeiterentlohnung und -motivation eingesetzt werden können. Zwar dient auch das genehmigte 
Kapital nach § 4 Abs. 6 der Satzung der Bereitstellung von Belegschaftsaktien. Zur Erreichung einer 
möglichst großen Flexibilität und Kosteneffizienz soll jedoch auch die Möglichkeit bestehen, Aktien auf 
der Grundlage von § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zurück zu erwerben und Mitarbeitern anzubieten bzw. zu 
gewähren. Dies kann insbesondere dann, wenn für ein Belegschaftsaktienprogramm nur geringe 
Aktienstückzahlen benötigt werden sollten, wirtschaftlicher sein als die mit einem gewissen Aufwand 
verbundene Durchführung einer Kapitalerhöhung und die Zulassung von Aktien aus dem genehmigten 
Kapital. Aus den gleichen Gründen sieht die Ermächtigung auch die Möglichkeit vor, auch an 
Organmitglieder von verbundenen Unternehmen Aktien auszugeben. 

Darüber hinaus soll der Vorstand zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (5) ermächtigt werden, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen 
Aktien zur Bedienung von Options- und/oder Wandlungsrechten oder -pflichten zu verwenden, die durch 
Ausübung bzw. Wandlung von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten 
entstehen, die von der LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft oder einer Konzerngesellschaft im 
Sinne von § 18 AktG, an der die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt ist, aufgrund einer entsprechenden Ermächtigung der Hauptversammlung 
ausgegeben werden. Durch die vorgeschlagene Beschlussfassung wird keine Ermächtigung zur 
Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten  geschaffen. Die 
Ermächtigung zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (5) dient lediglich dem Zweck, der Verwaltung die 
Möglichkeit einzuräumen, Options- bzw. Wandlungsrechte oder -pflichten, die aufgrund anderweitiger 
Ermächtigungen eingeräumt werden, mit eigenen Aktien anstelle der Inanspruchnahme des ansonsten 
regelmäßig verfügbaren bedingten Kapitals zu bedienen. Ein Vorteil der Verwendung bereits 
bestehender eigener Aktien ist, dass keine über die mit einem Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe 
von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten ggf. verbundenen 
Verwässerungseffekte hinausgehenden Belastungen für die Aktionäre entstehen. Es wird vielmehr die 
Flexibilität des Vorstands erhöht, indem er Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -
genussrechte nicht zwingend aus einem bedingten Kapital bedienen muss, sondern auch eigene Aktien 
dazu verwenden kann, wenn das in der konkreten Situation im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre günstiger erscheint. Zum Zeitpunkt der Einberufung der am 4. Juni 2020 stattfindenden 
Hauptversammlung hat die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft keine Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen oder -genussrechte ausgegeben. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
bis zum 30. Mai 2023 einmalig oder mehrmals auf den Namen oder auf den Inhaber lautende Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne 
Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 80.000.000,00 zu begeben und den 
Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Options- bzw. Wandlungsrechte oder Options- 
bzw. Wandlungspflichten auf Inhaberstückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von insgesamt bis zu EUR 5.567.397,00 nach näherer Maßgabe der Options- bzw. 
Wandelanleihebedingungen zu gewähren bzw. aufzuerlegen. Sollte die Gesellschaft künftig 
entsprechende Schuldverschreibungen ausgeben, besteht im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre eine erhöhte Flexibilität bei deren Bedienung. 

Die aufgrund der Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien sollen außerdem gemäß 
Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (6) verwendet werden können, soweit es erforderlich ist, um den 
Inhabern bzw. Gläubigern von der Gesellschaft oder ihren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften 
ausgegebener Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen bzw. -genussrechten ein Bezugsrecht 
auf Aktien zu geben, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach 
Erfüllung einer Optionsausübungs- oder Wandlungspflicht aus diesen Schuldverschreibungen bzw. 
Genussrechten zustehen würde. Zur leichteren Platzierbarkeit von Schuldverschreibungen und 
Genussrechten am Kapitalmarkt enthalten die entsprechenden Anleihebedingungen in der Regel einen 
Verwässerungsschutz. Eine Möglichkeit des Verwässerungsschutzes besteht darin, dass den Inhabern 
oder Gläubigern der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechten bei nachfolgenden Aktienemissionen 
ein Bezugsrecht auf neue (oder bestehende) Aktien eingeräumt wird, wie es Aktionären zusteht. Sie 
werden damit so gestellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um die Schuldverschreibungen bzw. 
Genussrechte mit einem solchen Verwässerungsschutz ausstatten zu können, der auch durch eigene 
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Aktien bedient werden kann, muss das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien 
ausgeschlossen werden. Dies dient der erleichterten Platzierung der Schuldverschreibungen bzw. 
Genussrechte und damit den Interessen der Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur der 
Gesellschaft. Zum Zeitpunkt der Einberufung der am 4. Juni 2020 stattfindenden Hauptversammlung 
hat die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft keine Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen und/oder -genussrechte ausgegeben. Sie verfügt jedoch über die 
vorgenannte Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen. 

Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien über ein Angebot an alle Aktionäre soll der Vorstand 
außerdem berechtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener 
Aktien im Wege eines Veräußerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu machen. Die 
als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder 
durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

Die Verwendung der eigenen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß der Ermächtigungen 
zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffern (2) bis (6) kommt nur soweit in Betracht, als der anteilige Betrag 
der in dieser Weise verwendeten eigenen Aktien am Grundkapital unter Anrechnung der aus 
genehmigtem Kapital während der Laufzeit dieser Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen sowie der aufgrund von während der Laufzeit dieser Ermächtigungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts begebenen Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen oder -genussrechten 
auszugebenden neuen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, wobei entweder 
das zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder das zum Zeitpunkt der Veräußerung 
der eigenen Aktien vorhandene Grundkapital, je nachdem zu welchem dieser Zeitpunkte der 
Grundkapitalbetrag am geringsten ist, maßgeblich ist. Dadurch wird im Interesse der Aktionäre 
gewährleistet, dass die Möglichkeit der Verwendung eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss auch 
unter Berücksichtigung sämtlicher weiterer Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss auf ein 
Aktienvolumen von insgesamt 10 % des Grundkapitals beschränkt ist. 

Wir weisen darauf hin, dass die Gesellschaft neben der zur Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien im Zeitpunkt der Hauptversammlung 
noch über ein genehmigtes Kapital von bis zu € 3.340.439,00 gemäß § 4 Abs. 6 der Satzung und ein 
bedingtes Kapital zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen von bis zu EUR 
5.567.397,00 gemäß § 4 Abs. 7 der Satzung verfügt. Die Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital und bei Ausgabe von Wandel- 
und/oder Optionsschuldverschreibungen ist insgesamt auf 10 % des Grundkapitals begrenzt und wurde 
bereits vollständig ausgeschöpft. 

Die Ermächtigungen zur Verwendung eigener Aktien können einmal oder mehrmals, ganz oder 
teilweise, einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen zu Tagesordnungspunkt  8 
lit. c) Ziffern (2) bis (6) können auch durch abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende 
Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte 
ausgenutzt werden. 

Schließlich können die aufgrund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien nach 
dem zu Tagesordnungspunkt 8 lit. c) Ziffer (1) vorgeschlagenen Beschluss von der Gesellschaft 
eingezogen werden, ohne dass hierfür eine erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung 
erforderlich wäre. Gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung einer Gesellschaft die 
Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, ohne dass hierdurch eine Herabsetzung 
des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung sieht 
neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch die Einziehung 
eigener Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die 
erforderlich werdende Änderung der Satzung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden 
Anzahl der Stückaktien vorzunehmen. 

Bei der Entscheidung über den Erwerb und die Verwendung der eigenen Aktien wird sich der Vorstand 
allein vom wohlverstandenen Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. 

Der Vorstand wird die jeweils nächste Hauptversammlung über eine Ausnutzung der vorstehenden 
Ermächtigungen unterrichten. 
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III.  Weitere Angaben zur Einberufung 

Die Hauptversammlung wird gemäß der Entscheidung des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten. Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 
können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Briefwahl (keine 
elektronische Teilnahme) oder durch Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
ausüben. 

Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im Internet 

Aktionäre, die sich nach den nachfolgend genannten Bestimmungen form- und fristgerecht zur 
Hauptversammlung angemeldet und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, können die gesamte 
Hauptversammlung in Bild und Ton am 4. Juni 2020 ab 10:00 Uhr über den passwortgeschützten 
Internetservice unter 
 

www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
 
verfolgen. Die Zugangsdaten zum Internetservice werden den Aktionären mit der Zugangskarte 
übermittelt, die ihnen nach form- und fristgerechter Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 
zugesandt wird.   
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre (z.B. Kreditinstitute) oder diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellte Personen oder Institutionen (Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen, 
geschäftsmäßig Handelnde) sowie sonstige Bevollmächtigte können die gesamte Hauptversammlung 
an Stelle des Aktionärs unter Verwendung der mit der Zugangskarte zugesandten Zugangsdaten über 
den Internetservice verfolgen. 
 

Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung durch Verfolgung der 
Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts  

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) sind nicht berechtigt, physisch an der virtuellen Hauptversammlung 
teilzunehmen.  
 
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der 
gesamten Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl (keine elektronische 
Teilnahme) oder durch Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung 
angemeldet und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben. Der Nachweis des 
Anteilsbesitzes muss durch eine von dem depotführenden Institut in Textform erstellte und in deutscher 
oder englischer Sprache abgefasste Bescheinigung erfolgen. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss 
sich auf den Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung beziehen, das ist 
 

Donnerstag, der 14. Mai 2020, 00:00 Uhr, 
(sog. „Nachweisstichtag“). 

 
Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils mindestens 
sechs Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des 
Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens am 
 

Donnerstag, den 28. Mai 2020, 24:00 Uhr, 

 
unter der nachfolgend genannten Adresse zugehen: 
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LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 

c/o C-HV AG 
Gewerbepark 10 

92289 Ursensollen 
oder 

Telefax: +49 (0) 9628 92 99-871 
oder 

E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 

Bedeutung des Nachweisstichtags 

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 
und den Umfang und die Ausübung des Stimmrechts. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die 
Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und 
Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, 
wer den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 
und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit 
des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des 
Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung 
und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs am Nachweisstichtag 
maßgeblich, d.h. Veräußerungen oder sonstige Übertragungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag 
haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 
durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung und auf den Umfang 
des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für den Erwerb und Zuerwerb von Aktien nach dem 
Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach 
Aktionär werden, sind nicht zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung durch Verfolgung der 
Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung berechtigt und nicht stimmberechtigt, es 
sei denn, sie lassen sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen.  

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung EUR 24.496.546,00 und ist in 
24.496.546 auf den Inhaber lautende Stammaktien (Stückaktien) eingeteilt, die alle in gleichem Umfang 
stimmberechtigt sind und jeweils eine Stimme gewähren. Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt damit 24.496.546. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl und durch einen Bevollmächtigten  

1. Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl 

 
Aktionäre haben die Möglichkeit, im nachfolgend beschriebenen Rahmen ihre Stimmen im Wege der 
Briefwahl abzugeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen. Auch in diesem Fall sind eine 
fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung und ein Nachweis des Anteilsbesitzes nach den 
vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Briefwahlstimmen, die keiner ordnungsgemäßen Anmeldung 
zugeordnet werden können, sind gegenstandslos. Die Stimmabgabe durch Briefwahl erfolgt schriftlich 
oder im Wege elektronischer Kommunikation. Die Stimmabgabe durch Briefwahl erfolgt über unseren 
passwortgeschützten Internetservice, der unter der Internetadresse  
 

www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
 
 
erreichbar ist, oder unter Verwendung des Briefwahlformulars, das den Aktionären mit der Zugangskarte 
übermittelt wird oder von der Internetseite der Gesellschaft unter www.lpkf.com/de/investor-
relations/hauptversammlung/ heruntergeladen werden kann. Die Zugangsdaten für den Internetservice 



 

13 
 

werden den Aktionären nach ordnungsgemäßer Anmeldung zur Hauptversammlung und Nachweis des 
Anteilsbesitzes mit der Zugangskarte übermittelt. 
 
Die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl über den passwortgeschützten Internetservice ist 
unbeschadet der rechtzeitigen Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes bis unmittelbar vor 
Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 4. Juni 2020 (wobei dieser Zeitpunkt 
durch den Versammlungsleiter angekündigt werden wird) möglich. 
 
Die Stimmabgabe durch Verwendung des Briefwahlformulars ohne Nutzung des Internetservice muss 
der Gesellschaft unbeschadet der rechtzeitigen Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 
spätestens bis Mittwoch, den 3. Juni 2020, 18:00 Uhr (Eingang), per Post, per Telefax oder per E-
mail wie folgt übermittelt werden: 
 

LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 

oder 
Telefax: +49 (0) 9628 92 99-871 

oder 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 
Bei mehrfach eingehenden Erklärungen hat die zuletzt abgegebene Erklärung Vorrang (Datum der 
Abgabe der Erklärung). Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende 
Erklärungen eingehen und nicht erkennbar ist, welche Erklärung zuletzt abgegeben wurde, werden 
diese in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 1. per Internetservice, 2. per E-Mail, 3. per Telefax und 
4. in Papierform. . 
 
Die Änderung oder der Widerruf bereits erteilter Briefwahlstimmen ist auf den vorstehend angegebenen 
Wegen bis zu den jeweils genannten Zeitpunkten möglich. Weitere Einzelheiten zur Briefwahl sind auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
abrufbar oder ergeben sich aus dem Formular, das mit der Zugangskarte übersandt wird.  
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre (z.B. Kreditinstitute), diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellte Personen oder Institutionen (Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen oder 
geschäftsmäßig Handelnde) oder sonstige Bevollmächtigte können sich der Briefwahl bedienen. 

2. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Aktionäre haben außerdem die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in dem nachfolgend beschriebenen Rahmen 
durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung ausüben zu 
lassen. Auch in diesem Fall sind eine rechtzeitige Anmeldung des Aktionärs und ein Nachweis des 
Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter stehen nur für die Stimmrechtsausübung zur Verfügung und üben das 
Stimmrecht im Falle ihrer Bevollmächtigung ausschließlich weisungsgebunden aus. Ohne Weisungen 
des Aktionärs sind die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nicht zur 
Stimmrechtsausübung befugt. Die Erteilung der Vollmacht (mit Weisungen) und ihr Widerruf bedürfen 
der Textform. Ein Vollmachts- und Weisungsvordruck sowie weitere Einzelheiten hierzu sind in den mit 
der Zugangskarte versandten Unterlagen enthalten. 
 
Die Erteilung von Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ist unbeschadet der rechtzeitigen Anmeldung und des Nachweises des 
Anteilsbesitzes über den passwortgeschützten Internetservice bis unmittelbar vor Beginn der 
Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am 4. Juni 2020 (wobei dieser Zeitpunkt durch den 
Versammlungsleiter angekündigt werden wird) möglich. Die Zugangsdaten für den Internetservice 
werden den Aktionären mit der Zugangskarte übermittelt. 
 
Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die nicht 
über den Internetservice erteilt werden, müssen der Gesellschaft unbeschadet der rechtzeitigen 
Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes spätestens bis zum Mittwoch, 3. Juni 2020, 18:00 
Uhr (MESZ), (Zugang) per Post, per Telefax oder per E-Mail wie folgt übermittelt werden: 
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LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 

oder 
Telefax: +49 (0) 9628 92 99-871 

oder 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 
 

Bei mehrfach eingehenden Erklärungen hat die zuletzt abgegebene Erklärung Vorrang (Datum der 
Abgabe der Erklärung). Wenn auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende 
Erklärungen eingehen und nicht erkennbar ist, welche Erklärung zuletzt abgegeben wurde, werden 
diese in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 1. per Internetservice, 2. per E-Mail, 3. per Telefax und 
4. in Papierform. 
 
Aktionäre, die nicht selbst ihr Stimmrecht über Briefwahl oder die Erteilung von Vollmacht und Weisung 
an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter für die Hauptversammlung ausüben 
möchten, können ihr Stimmrecht auch durch einen anderen Bevollmächtigten, z. B. durch einen 
Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut), eine Vereinigung von Aktionären, einen Stimmrechtsberater oder 
eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen; dies gilt auch für die Möglichkeit zur elektronischen 
Fragenstellung und zum elektronischen Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung. 
Auch in diesem Fall sind eine rechtzeitige Anmeldung des Aktionärs und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Der Bevollmächtigte kann 
seinerseits im Rahmen des gesetzlich Zulässigen das Stimmrecht nur über Briefwahl oder die (Unter-
)Bevollmächtigung und Weisung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ausüben.  
Wenn weder ein Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater 
noch eine diesen nach § 135 AktG gleich gestellte Person oder Institution bevollmächtigt wird, ist die 
Vollmacht in Textform gemäß § 126b BGB zu erteilen. Der Widerruf einer Vollmacht und der Nachweis 
der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen in solchen Fällen ebenfalls der Textform. 
 
Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, können zur Erteilung der Vollmacht die 
Formulare verwenden, welche die Gesellschaft hierfür im Internet unter www.lpkf.com/de/investor-
relations/hauptversammlung/ bereithält. Vollmachtsformulare sind ebenfalls in den Unterlagen 
enthalten, welche den Aktionären mit der Zugangskarte übersandt werden. Eine Bevollmächtigung ist 
außerdem direkt möglich über unseren passwortgeschützten Internetservice unter  
 

www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/. 
 
Die Erklärung der Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung muss der Gesellschaft wie folgt übermittelt werden: 
 

LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 

oder 
Telefax: +49 (0) 9628 92 99-871 

oder 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 
Für die Übermittlung von Nachweisen der Bevollmächtigung am Tag der Hauptversammlung bis vor 
Beginn der Abstimmungen bitten wir darum, ausschließlich die vorstehend genannte Telefaxnummer 
oder E-Mail-Adresse zu verwenden. Vorstehende Übermittlungswege sowie der Internetservice stehen 
auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft 
erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. 
Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf den vorgenannten Übermittlungswegen 
oder über den Internetservice unmittelbar gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 
 

mailto:anmeldestelle@c-hv.com
mailto:anmeldestelle@c-hv.com
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Für die Bevollmächtigung eines Intermediärs (z.B. eines Kreditinstituts), einer Aktionärsvereinigung, 
eines Stimmrechtsberaters oder einer diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleich gestellten Person oder 
Institution sowie den Widerruf und den Nachweis einer solchen Bevollmächtigung können 
Besonderheiten gelten; die Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen Fall mit dem zu 
Bevollmächtigenden rechtzeitig wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form der Vollmacht 
abzustimmen. 
 
Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberatern sowie sonstigen von § 135 AktG 
erfassten Intermediären und gemäß § 135 AktG Gleichgestellten, die eine Mehrzahl von Aktionären 
vertreten, wird empfohlen, sich im Vorfeld der Hauptversammlung hinsichtlich der Ausübung des 
Stimmrechts unter der folgenden Adresse zu melden: 
 

LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
c/o C-HV AG 

Gewerbepark 10 
92289 Ursensollen 

oder 
Telefax: +49 (0) 9628 92 99-871 

oder 
E-Mail: anmeldestelle@c-hv.com 

 
Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von 
diesen zurückweisen. 
 
Die Ausübung von Rechten durch den Bevollmächtigten über den Internetservice (keine elektronische 
Teilnahme) setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die mit der Zugangskarte zur 
Hauptversammlung versandten Zugangsdaten bzw. die bei einer Bevollmächtigung über den 
Internetservice generierten Zugangsdaten für den Bevollmächtigten erhält.  
 

3. Weitere Hinweise insbesondere zur Stimmrechtsausübung der Aktionäre über Briefwahl 
und Vollmacht und Weisung an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter 

Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes steht den Aktionären neben 
den vorstehend aufgezeigten Wegen per Post, Telefax und E-Mail bis zum 3. Juni 2020, 18:00 Uhr 
(MESZ) (Zugang), unser Internetservice für eine Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, deren Änderung, sowie die Stimmabgabe per Briefwahl 
und deren Änderung bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung 
(wobei dieser Zeitpunkt durch den Versammlungsleiter angekündigt werden wird) zur Verfügung. Die 
Zugangsdaten für den Internetservice werden mit der Zugangskarte übersandt.  
 
Die Abgabe von Stimmen durch Briefwahl und die Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist auf die Abstimmung über die in der Einberufung 
bekannt gemachten Beschlussvorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat (einschließlich einer 
darin angekündigten möglichen Anpassung des Beschlussvorschlags zur Gewinnverwendung an die 
bei Beschlussfassung aktuelle Anzahl dividendenberechtigter Aktien) sowie eine etwaige Abstimmung 
über nach §§ 126, 127 AktG im Vorfeld der Hauptversammlung bekannt gemachte Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge von Aktionären beschränkt. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine 
Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung 
mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe bzw. Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt 
auch als entsprechende Stimmabgabe bzw. Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Bitte beachten Sie, dass Aktionäre und ihre Bevollmächtigten weder Rede- und Fragerechte nach § 131 
AktG in der Hauptversammlung oder Antragsrechte in der Hauptversammlung ausüben noch 
Beschlussanträge in der Hauptversammlung stellen können, da sie mangels physischer Präsenz als 
Briefwähler nicht an der Hauptversammlung teilnehmen und die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreterausschließlich für die Stimmrechtsausübung und nicht für die Ausübung weiterer 
Aktionärsrechte zur Verfügung stehen.. Bitte beachten Sie die nachstehenden Hinweise zu den 
Aktionärsrechten sowie die Hinweise in den zusammen mit der Zugangskarte übersandten Unterlagen 
und unter www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/. 
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Rechte der Aktionäre 

Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag 
von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu 
richten und muss der Gesellschaft mindestens dreißig Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag 
der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens bis 
 

Montag, den 4. Mai 2020, 24:00 Uhr, 
 

zugehen. Wir bitten, solche Verlangen an folgende Adresse zu richten: 

 
LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 

Vorstand 
Osteriede 7 

30827 Garbsen 
 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zugeleitet, bei denen davon 
ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. 
Sie werden außerdem über die Internetseite der Gesellschaft unter www.lpkf.com/de/investor-
relations/hauptversammlung/ zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 
Aktionäre können der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung sowie Vorschläge 
zur Wahl von Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge 
sind ausschließlich an folgende Adresse zu richten: 
 

LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
Osteriede 7 

30827 Garbsen 
Telefax: +49 (0) 5131 7095-9111 

E-Mail: investorrelations@lpkf.com 
 

Die Gesellschaft macht gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge einschließlich des Namens des 
Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich, 
wenn ihr die Gegenanträge mit einer etwaigen Begründung mindestens vierzehn Tage vor der 
Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht 
mitzurechnen sind), also spätestens bis 
 

Mittwoch, den 20. Mai 2020, 24:00 Uhr, 

 
unter der vorstehend angegebenen Adresse zugegangen sind. Anderweitig adressierte Anträge werden 
nicht berücksichtigt. Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags kann die Gesellschaft unter den in 
§ 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen, etwa weil der Gegenantrag zu einem 
gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Die Gesellschaft 
wird insoweit allerdings von ihrem Recht aus § 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 AktG keinen Gebrauch machen. 
Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt 
mehr als 5.000 Zeichen umfasst. Für Vorschläge von Aktionären zur Wahl von Abschlussprüfern gelten 
die vorstehenden Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Eine Veröffentlichung von Wahlvorschlägen 
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von Aktionären kann außer in den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Fällen auch dann unterbleiben, wenn 
der Vorschlag nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthält.  
 
Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge können von Aktionären oder ihren Bevollmächtigten in der 
Hauptversammlung nicht gestellt werden, da sie mangels physischer Präsenz als Briefwähler nicht an 
der Hauptversammlung teilnehmen und die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter für 
die Ausübung von Antragsrechten nicht zur Verfügung stehen. Form- und fristgerecht nach 
vorstehenden Bestimmungen gemäß §§ 126, 127 AktG übermittelte und von der Gesellschaft 
zugänglich gemachte Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge werden im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung gleichwohl so behandelt, als seien sie in der Hauptversammlung gestellt worden, 
sofern der den Antrag übermittelnde Aktionär form- und fristgerecht zur Hauptversammlung angemeldet 
ist und seinen Anteilsbesitz nachgewiesen hat. 

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG und Fragemöglichkeit nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 
des COVID-19-Gesetzes 

Aktionäre haben kein Recht, in der virtuellen Hauptversammlung gemäß § 131 Abs. 1 und Abs. 4 AktG 
vom Vorstand mündlich Auskunft zu verlangen. 
 
Aktionäre, die sich form- und fristgerecht nach Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen zur 
Hauptversammlung angemeldet und ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben, haben aber gemäß § 1 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes die Möglichkeit, Fragen im Wege der elektronischen 
Kommunikation zu stellen. Ein Recht auf Antwort ist hiermit nicht verbunden. Der Vorstand entscheidet 
nach pflichtgemäßem, freien Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Fragen in Fremdsprachen 
werden nicht berücksichtigt. 
 
Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes 
entschieden, dass etwaige Fragen bis spätestens Dienstag, 2. Juni 2020, 12:00 Uhr (MESZ), bei der 
Gesellschaft eingehend, elektronisch über den passwortgeschützten Internetservice unter 
www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ einzureichen sind. Hierfür ist im Internetservice 
die Auswahlmöglichkeit „Elektronische Fragestellung“ vorgesehen. Später eingehende Fragen werden 
nicht berücksichtigt.  
 
Eine Fragenbeantwortung erfolgt im Rahmen der Bild- und Tonübertragung der virtuellen 
Hauptversammlung. Die Beantwortung von Fragen in der virtuellen Hauptversammlung erfolgt bei 
natürlichen Personen aus datenschutzrechtlichen Gründen ohne Nennung des Namens des 
Fragenstellers. Die Beantwortung häufig gestellter Fragen vorab auf der Internetseite der Gesellschaft 
bleibt vorbehalten. 
 

Möglichkeit zum elektronischen Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 
nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des COVID-19-Gesetzes 

Aktionären, die ihr Stimmrecht zu einem oder mehreren Beschlüssen der Hauptversammlung ausgeübt 
haben, wird unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung die 
Möglichkeit eingeräumt, Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zur Niederschrift 
des Notars im Wege elektronischer Kommunikation zu erklären. Entsprechende Erklärungen sind ab 
dem Beginn der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den Versammlungsleiter 
ausschließlich über unseren passwortgeschützten Internetservice unter www.lpkf.com/de/investor-
relations/hauptversammlung/ möglich. 

Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Den Aktionären werden die Informationen nach § 124a AktG ab der Einberufung der 
Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
 

www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 
zugänglich gemacht. Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, 
§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG sowie § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Nr. 4, Satz 2 COVID-19-
Gesetz finden sich ebenfalls unter  
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www.lpkf.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 

 
 
Garbsen, im April 2020 
LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 

Der Vorstand 

 
 

Informationen für Aktionäre der LPKF Laser & Electronics AG  
zum Datenschutz gem. Art. 13, 14 DSGVO 
 
Mit diesem Datenschutzhinweis informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten durch die LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft ("LPKF") und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.  
 
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

 
LPKF Laser & Electronics Aktiengesellschaft 
Osteriede 7 
30827 Garbsen 
Telefon: +49 (0) 5131 7095-0 
E-Mail: info@lpkf.com 
 
Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten 
 
Jürgen Recha, Datenschutzbeauftragter 
interev GmbH 
Robert-Koch-Straße 55 
30853 Langenhagen 
Telefon: +49 (0) 511 – 89 79 84 10 
Juergen.Recha@interev.de 
 
Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
LPKF verarbeitet im Zusammenhang mit der virtuellen Hauptversammlung Ihre personenbezogenen 
Daten (insbesondere Name, Adresse und ggf. weitere Kontaktdaten des Aktionärs, Aktienanzahl, 
Besitzart der Aktie, Zugangskartennummer und -code; gegebenenfalls Name und Adresse des vom 
jeweiligen Aktionär bevollmächtigten Aktionärsvertreters) nach den Vorgaben des 
Bundesdatenschutzgesetzes („BDSG") sowie der Datenschutzgrundverordnung („DSGVO"), des 
Aktiengesetzes („AktG“) sowie aller weiteren relevanten Rechtsvorschriften. Die Gesellschaft 
verarbeitet hierbei Daten, die von den Aktionären im Rahmen der Anmeldung zur Hauptversammlung 
angegeben bzw. aus diesem Anlass von ihren depotführenden Banken an die Gesellschaft übermittelt 
werden. Gemäß § 135 Abs. 5 Satz 2 AktG kann ein Aktionär einen Intermediär (z.B. ein Kreditinstitut) 
oder diesem gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater 
oder Personen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts in der 
Hauptversammlung erbieten, bevollmächtigen, ihn in der virtuellen Hauptversammlung zu vertreten und 
sein Stimmrecht im Namen dessen, den es angeht, ausüben lassen. In diesem Fall werden nur die 
personenbezogenen Daten des Vertreters verarbeitet.  
 
LPKF verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten zu dem Zweck, die Anmeldung und Teilnahme der 
Aktionäre an der virtuellen Hauptversammlung durch Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der 
gesamten Hauptversammlung (z.B. Prüfung der Teilnahmeberechtigung) abzuwickeln und den 
Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung (einschließlich der Erteilung, 
dem Widerruf und dem Nachweis von Vollmachten und Weisungen) zu ermöglichen.  
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung zwingend erforderlich. Ohne die 
Bereitstellung der betreffenden Daten ist Ihre Teilnahme an der Hauptversammlung durch Verfolgung 
der Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts 
und anderer versammlungsbezogener Rechte nicht möglich. 
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Die Verarbeitung umfasst Vorgänge im Zusammenhang mit der Anmeldung eines Aktionärs für die 
virtuelle Hauptversammlung, der Verfolgung der Bild- und Tonübertragung der gesamten 
Hauptversammlung bzw. der Ausübung von Rechten im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung 
durch einen Bevollmächtigten bzw. den von LPKF benannten Stimmrechtsvertreter, dem 
Teilnehmerverzeichnis sowie Tagesordnungsergänzungsverlangen und Gegenanträgen bzw. -
wahlvorschlägen.  
 
Rechtsgrundlage für die vorstehend beschriebenen Datenverarbeitungsvorgänge ist jeweils Art. 6 (1) c) 
DSGVO. Danach ist eine Datenverarbeitung rechtmäßig, wenn diese zur Erfüllung einer rechtlichen 
Verpflichtung erforderlich ist, der der Verantwortliche unterliegt. Die Verpflichtung zur Vornahme der 
vorstehend beschriebenen Verarbeitungsvorgänge ergibt sich jeweils aus dem Aktiengesetz.  
 
Die Verarbeitung der vorgenannten personenbezogenen Daten ist jeweils erforderlich, um die gesetzlich 
vorgeschriebenen Pflichten der LPKF zu erfüllen.  
 
Wenn Sie gemäß § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz i.V.m. den Vorgaben in der Einberufung vor der virtuellen 
Hauptversammlung elektronisch Fragen einreichen oder während der Hauptversammlung elektronisch 
Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung erklären, verarbeiten wir Ihre 
personenbezogenen Daten (Name, Adresse und Zugangskartennummer und -code) aufgrund unseres 
berechtigten Interesses Ihre Frage oder Ihren Widerspruch bearbeiten zu können.  
 
Die Beantwortung Ihrer Fragen in der virtuellen Hauptversammlung erfolgt aus datenschutzrechtlichen 
Gründen ohne Nennung Ihres Namens.     
 
Darüber hinaus werden Ihre personenbezogenen Daten ggf. auch zur Erfüllung weiterer gesetzlicher 
Verpflichtungen wie beispielsweise aufsichtsrechtlicher Vorgaben sowie aktien-, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten verarbeitet. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung sind die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) DSGVO. 
 
Sollte beabsichtigt werden, Ihre personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck zu verarbeiten, 
werden Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vorab darüber informiert. 
 
Wir setzen keine rein automatisierten Entscheidungsverfahren gemäß Artikel 22 DSGVO oder ein 
Profiling ein.  
 
Kategorien von Empfängern 
Nachfolgend informieren wir Sie darüber, an welche Kategorien von Empfängern wir Ihre 
personenbezogenen Daten weitergeben: 
 
Externe Dienstleister: Für die Ausrichtung der virtuellen Hauptversammlung (auch Anfertigung der Bild- 
und Tonaufnahmen sowie Streaming des Webcasts) bedienen wir uns externer Dienstleister, die Ihre 
personenbezogenen Daten nach unseren Weisungen im Einklang mit Art. 28 DSGVO verarbeiten. 
 
Aktionäre/Dritte: Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das 
Teilnehmerverzeichnis der Hauptversammlung können Aktionäre bis zu zwei Jahre nach der 
Hauptversammlung auf Antrag Einblick in die in dem Teilnehmerverzeichnis erfassten Daten erlangen. 
Das Teilnehmerverzeichnis wird im Rahmen der Hauptversammlung den anwesenden Teilnehmern 
zugänglich gemacht. Auch im Rahmen von bekanntmachungspflichtigen 
Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. Wahlvorschlägen werden Ihre 
personenbezogenen Daten gemäß den gesetzlichen Vorschriften veröffentlicht.  
 
Weitere Empfänger: Im Rahmen von gesetzlichen Vorschriften können wir verpflichtet sein, Ihre 
personenbezogenen Daten weiteren Empfängern, wie etwa Behörden und Gerichten, zu übermitteln.  
 
Die Übermittlung personenbezogener Daten an einen Empfänger in einem Drittland ist nicht 
beabsichtigt.  
 
Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten 
Grundsätzlich löschen oder anonymisieren wir Ihre personenbezogenen Daten, sobald und soweit sie 
für die hierin genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind, es sei denn, gesetzliche Nachweis- 
und/oder Aufbewahrungspflichten (nach dem Aktiengesetz, dem Handelsgesetzbuch, der 
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Abgabenordnung oder sonstigen Rechtsvorschriften) verpflichten uns zu einer weiteren Speicherung. 
Die Daten im Zusammenhang mit Hauptversammlungen werden regelmäßig nach drei Jahren gelöscht 
oder anonymisiert, es sei denn, die weitere Verarbeitung ist im Einzelfall im Zusammenhang mit 
Ansprüchen, die gegen LPKF oder seitens LPKF geltend gemacht werden (gesetzliche Verjährungsfrist 
von bis zu 30 Jahren), erforderlich.  
 
Ihre Rechte nach dem Datenschutzrecht 
Soweit wir personenbezogene Daten zu Ihrer Person verarbeiten, stehen Ihnen die folgenden Rechte 
zu: 

• Recht auf Auskunft über die seitens LPKF über Sie gespeicherten Daten (Art. 15 DSGVO); 

• Recht auf Berichtigung unrichtiger über Sie gespeicherter Daten (Art. 16 DSGVO); 

• Recht auf Löschung Ihrer Daten, insbesondere, sofern diese für die Zwecke, für die sie 
ursprünglich erhoben wurden, nicht mehr erforderlich sind (Art. 17 DSGVO); 

• Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Sperrung), insbesondere, sofern die Verarbeitung 
Ihrer Daten unrechtmäßig ist oder die Richtigkeit Ihrer Daten durch Sie bestritten wird (Art. 18 
DSGVO); 

• Beschwerderecht: Für Beschwerden im Hinblick auf die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten steht Ihnen unser Datenschutzbeauftragter unter den angegebenen Kontaktdaten zur 
Verfügung. Unabhängig davon haben Sie das Recht, eine Beschwerde bei der zuständigen 
Datenschutzbehörde einzulegen.  

 

 
 


